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Eine verantwortungsbewusste, transparente und 

effiziente Unternehmensführung und -kontrolle ist 

integraler Bestandteil der Unternehmenskultur der 

Porsche Automobil Holding SE.  

Erklärung zur Unternehmensführung  

gemäß § 289a HGB 

Die Erklärung zur Unternehmensführung gemäß § 289a 

des deutschen Handelsgesetzbuchs (HGB) finden  

Sie auf unserer Internetseite unter www.porsche-

se.com/pho/de/investorrelations/erklaerung/. 

Unternehmensverfassung der Porsche 

Automobil Holding SE 

Gesetzliche Grundlagen für die Unternehmensver-

fassung der Porsche SE sind im Wesentlichen die 

europäischen SE-Vorschriften und das deutsche 

SE-Ausführungsgesetz sowie das deutsche Aktien-

gesetz. Die sich daraus gegenüber der Verfassung 

einer Aktiengesellschaft ergebenden Unterschiede 

betreffen in erster Linie die Bildung und Zusammen-

setzung des Aufsichtsrats. Auch in der Porsche SE 

gelten das duale Leitungssystem mit einer strikten 

Trennung von Vorstand und Aufsichtsrat, der 

Grundsatz der paritätischen Mitbestimmung im 

Aufsichtsrat sowie die Mitverwaltungs- und Kon-

trollrechte der Aktionäre in der Hauptversammlung 

als Teile der aktuellen Unternehmensverfassung. 

Unternehmensleitung durch den Vorstand 

Der Vorstand leitet die Porsche SE und den Porsche 

SE Konzern in eigener Verantwortung im Unterneh-

mensinteresse und vertritt die Gesellschaft bei 

Geschäften mit Dritten. Seine wesentlichen Aufga-

ben liegen in der strategischen Ausrichtung und 

Steuerung der Gesellschaft sowie der Einhaltung 

und Überwachung eines effizienten Risikomanage-

mentsystems. Die nähere Ausgestaltung der Tätig-

keit des Vorstands ist in einer vom Aufsichtsrat 

erlassenen Geschäftsordnung geregelt.  

Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat regel-

mäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Un-

ternehmen relevanten Fragen der Strategie, der Pla-

nung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des 

Risikomanagements und der Compliance des Unter-

nehmens und stimmt mit dem Aufsichtsrat die strate-

gische Ausrichtung der Gesellschaft ab. Bestimmte in 

der Geschäftsordnung des Vorstands festgelegte 

Geschäfte von grundlegender Bedeutung darf der 

Vorstand nur ausführen, wenn er zuvor die Zustim-

mung des Aufsichtsrats eingeholt hat. Dazu zählen 

unter anderem der Erwerb und die Veräußerung von 

Unternehmen ab einer bestimmten Größenordnung, 

die Begründung und Auflösung von Standorten, die 

Aufnahme oder Einstellung von Geschäftsfeldern 

sowie Rechtsgeschäfte mit Stammaktionären oder 

Aufsichtsratsmitgliedern der Porsche SE. 

Bei der Unternehmensführung werden Inte-

ressenkonflikte, wie sie unter anderem bei Doppel-

mandaten (in einem Organ der Porsche SE auf der 

einen und bei der Volkswagen AG auf der anderen 

Seite) bestehen können, berücksichtigt und unter 

Berücksichtigung des Unternehmensinteresses der 

Porsche SE behandelt. Beispielsweise nimmt ein 

Vorstandsmitglied, das zugleich Vorstandsmitglied 

der Volkswagen AG ist, bei Beschlussfassungen 

über Vorgänge im Zusammenhang mit der Volkswa-

gen AG, bei denen ein Interessenkonflikt besteht, 

grundsätzlich nicht teil. 

In Übereinstimmung mit den Vorgaben des 

Deutschen Corporate Governance Kodex sorgt der 

Vorstand für die Einhaltung der gesetzlichen Best-

immungen und der unternehmensinternen Richtli-

nien und wirkt auf deren Beachtung hin („Compli-

ance“). Die Porsche SE hat zum 1. Januar 2016 ein 

eigenes Vorstandsressort „Recht und Compli-

ance“ geschaffen. Die Aufgabe des Vorstands Recht 

und Compliance der Porsche SE besteht darin, an 

den Gesamtvorstand in allen Fragen der Compli-

ance zu berichten, präventive Maßnahmen einzu-

führen, sie zu steuern, zu überwachen und auf Re-

geleinhaltung hinzuwirken. Vor Schaffung des neuen 

Vorstandsressorts war dafür der Chief Compliance 
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Officer zuständig, der direkt an den Vorstandsvor-

sitzenden berichtete.  

Grundlage der Compliance-Aktivitäten ist eine 

Strategie, die einen präventiven Ansatz verfolgt.  

Überwachung der Unternehmensleitung  

durch den Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vor-

stands und überwacht und berät den Vorstand bei 

der Leitung des Unternehmens regelmäßig. Eine 

grundsätzliche Unabhängigkeit des Aufsichtsrats 

bei der Kontrolle des Vorstands wird strukturbedingt 

bereits dadurch gewährleistet, dass ein Mitglied des 

Aufsichtsrats nicht zugleich dem Vorstand angehö-

ren darf und beide Gremien auch nach den ihnen 

zugewiesenen Kompetenzen streng voneinander 

getrennt sind.  

Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf männlichen 

Mitgliedern. Keines der aktuellen Aufsichtsratsmit-

glieder ist ein ehemaliges Mitglied des Vorstands 

der Porsche SE bzw. der Porsche AG. 

Größe und Zusammensetzung des Aufsichts-

rats bestimmen sich nach den europäischen SE-

Vorschriften. Diese werden ergänzt durch die mit 

Vertretern der europäischen Porsche-Arbeitnehmer 

im Jahr 2007 abgeschlossene Mitbestimmungsver-

einbarung, in der die Kompetenzen der Arbeitneh-

mer im Betriebsrat der Porsche SE sowie das Ver-

fahren zur Wahl des SE-Betriebsrats und die Vertre-

tung der Arbeitnehmer im SE-Aufsichtsrat festgelegt 

sind, sowie entsprechende Satzungsregelungen. 

Der Aufsichtsrat der Porsche SE wird paritätisch 

durch Anteilseigner- und Arbeitnehmervertreter 

besetzt, wobei die Grundzüge der deutschen Mit-

bestimmung nach dem MitbestG auf die  

Porsche SE übertragen wurden.  

Gemäß § 17 Abs. 2 des SE-Ausführungs-

gesetzes in seiner aktuellen Fassung müssen im 

Aufsichtsrat der Porsche SE, die börsennotiert ist 

und deren Aufsichtsrat aus derselben Zahl von 

Anteilseigner- und Arbeitnehmervertretern besteht, 

Frauen und Männer jeweils mit einem Anteil von 

mindestens 30 Prozent vertreten sein. Dieser Min-

destanteil ist seit dem 1. Januar 2016 bei erforder-

lich werdenden Neubesetzungen einzelner oder 

mehrerer Sitze im Aufsichtsrat der Porsche SE zu 

beachten. Bestehende Mandate können bis zu 

ihrem regulären Ende wahrgenommen werden. Die 

reguläre Amtszeit aller amtierenden Aufsichtsrats-

mitglieder der Porsche SE endet mit dem Ablauf 

der ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2018. 

Zukünftig erforderliche Besetzungen von Sitzen im 

Aufsichtsrat werden unter Beachtung der neuen 

gesetzlichen Vorgaben zur Geschlechterquote 

erfolgen. 

Der Aufsichtsrat trifft seine Entscheidungen mit 

einfacher Mehrheit der an der Abstimmung teilneh-

menden Aufsichtsratsmitglieder. Bei Stimmengleich-

heit entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsit-

zenden, der nach den Vorgaben der SE-Verordnung 

nur ein von den Anteilseignern gewähltes Aufsichts-

ratsmitglied sein darf.  

Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben hat der 

Aufsichtsrat im Berichtszeitraum insgesamt vier 

Ausschüsse eingerichtet, die die Arbeit im Plenum 

effektiv unterstützt haben und auch weiterhin unter-

stützen. Dies sind der Präsidialausschuss, der Prü-

fungsausschuss, der Nominierungsausschuss sowie 

der Investitionsausschuss. 

Der Präsidialausschuss fungiert als Personal-

ausschuss und entscheidet in Eilfällen über zustim-

mungspflichtige Geschäfte. Der Prüfungsausschuss 

unterstützt den Aufsichtsrat bei der Überwachung 

der Geschäftsführung und befasst sich insbesondere 

mit der Überwachung des Rechnungslegungspro-

zesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsys-

tems, des Risikomanagementsystems und des inter-

nen Revisionssystems, der Abschlussprüfung, ein-

schließlich der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers 

und der vom Abschlussprüfer zusätzlich erbrachten 

Leistungen, der Erteilung des Prüfungsauftrags an 

den Abschlussprüfer, der Bestimmung von  
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Prüfungsschwerpunkten und der Honorarvereinba-

rung sowie der Compliance. Der Nominierungsaus-

schuss schlägt dem Aufsichtsrat für dessen Wahl-

vorschläge an die Hauptversammlung geeignete 

Kandidaten vor. Der Investitionsausschuss bereitet 

Beschlüsse des Aufsichtsrats und die Behandlung 

von Themen im Plenum vor, die zur Umsetzung des 

vom Vorstand beschlossenen Investitionskonzepts 

erforderlich oder zweckmäßig sind und gibt dazu 

Empfehlungen an den Aufsichtsrat. 

Rechte der Aktionäre 

Das Grundkapital der Porsche SE ist je zur Hälfte in 

Stammaktien und in Vorzugsaktien ohne Stimm-

recht eingeteilt. Die Aktionäre nehmen im Rahmen 

der satzungsmäßig vorgesehenen Möglichkeiten 

ihre Rechte vor oder während der Hauptversamm-

lung wahr und üben dabei, soweit sie Stammaktien 

halten, ihr Stimmrecht aus. Bei der Beschlussfas-

sung gewährt jede Stammaktie der Porsche SE eine 

Stimme. Es gibt keine Aktien mit Mehr- oder Vor-

zugsstimmrechten. Ein Höchststimmrecht existiert 

ebenfalls nicht. Jeder Aktionär ist berechtigt, an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, sich zu den Ge-

genständen der Tagesordnung zu äußern, Anträge 

zu stellen und Auskunft über Angelegenheiten der 

Gesellschaft zu verlangen, soweit dies zur sachge-

mäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tages-

ordnung erforderlich ist.  

Die Hauptversammlung entscheidet über die 

Gewinnverwendung sowie die Entlastung von Vor-

stand und Aufsichtsrat und wählt die Anteilseigner-

vertreter im Aufsichtsrat und den Abschlussprüfer. 

Darüber hinaus entscheidet die Hauptversammlung 

über die Satzung und den Gegenstand der Gesell-

schaft, über Satzungsänderungen und über wesent-

liche unternehmerische Maßnahmen, wie insbeson-

dere Unternehmensverträge.  

Die Vertreter der Anteilseigner im Aufsichtsrat 

werden von der Hauptversammlung bestellt. Im 

Hinblick auf die Bestellung der Arbeitnehmervertre-

ter im Aufsichtsrat gilt Folgendes: Die Satzung der 

Porsche SE bestimmt, dass auch die Arbeitnehmer-

vertreter im Aufsichtsrat von der Hauptversammlung 

bestellt werden, sofern nicht eine nach Maßgabe 

des SE-Beteiligungsgesetzes geschlossene Verein-

barung über die Beteiligung der Arbeitnehmer ein 

abweichendes Bestellungsverfahren für die Arbeit-

nehmervertreter im Aufsichtsrat bestimmt. Letzteres 

trifft gegenwärtig zu: In der Vereinbarung über die 

Beteiligung der Arbeitnehmer in der Porsche SE ist 

geregelt, dass die Arbeitnehmervertreter unmittelbar 

mit der Annahme ihrer Wahl durch den SE-

Betriebsrat in ihr Amt gelangen. Selbst wenn keine 

solche Vereinbarung vorläge, wäre die Hauptver-

sammlung bei der Wahl der Arbeitnehmervertreter 

an die Vorschläge der Arbeitnehmer gebunden.  

Rechnungslegung und Abschlussprüfung 

Die Rechnungslegung des Porsche SE Konzerns 

erfolgt auf der Grundlage der International Financial 

Reporting Standards (IFRS) in der vom International 

Accounting Standards Board (IASB) veröffentlichten 

Fassung, soweit diese in der Europäischen Union 

anzuwenden sind, und der ergänzend nach § 315a 

Abs. 1 HGB anzuwendenden deutschen handels-

rechtlichen Vorschriften. Grundlage des Jahresab-

schlusses der Porsche SE als der Muttergesell-

schaft des Porsche SE Konzerns sind die Rech-

nungslegungsvorschriften des HGB. Beide Ab-

schlüsse werden von der Ernst & Young GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Stuttgart, als un-

abhängiger Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft. 

Darüber hinaus werden die der Entsprechenserklä-

rung gemäß § 161 Abs. 1 AktG zugrunde liegenden 

Tatsachen bei der Durchführung der Abschlussprü-

fung berücksichtigt. 

Risikomanagement 

Der Porsche SE Konzern verfügt über ein konzern-

weites Risikomanagementsystem, mit dessen Hilfe 

die Unternehmensleitung wesentliche Risiken früh-

zeitig erkennt und dadurch in die Lage versetzt wird, 

rechtzeitig erforderliche Gegenmaßnahmen einzulei-

ten. Das Risikomanagementsystem im Porsche SE 
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Konzern wird fortlaufend auf seine Effizienz geprüft 

und unter Berücksichtigung veränderter Rahmen-

bedingungen kontinuierlich optimiert. Einzelheiten 

dazu finden Sie auf den Seiten 136ff. des Ge-

schäftsberichts. 

Kommunikation und Transparenz 

Die Porsche SE legt Wert auf eine transparente 

Kommunikation und unterrichtet Aktionäre, Finanz-

analysten, Aktionärsvereinigungen, Medien und die 

interessierte Öffentlichkeit regelmäßig über die Lage 

des Unternehmens und seine Geschäftsentwicklung. 

Als Informationsquelle dient dabei insbesondere die 

Internetseite  

www.porsche-se.com 

auf der sämtliche Pressemitteilungen und  

Finanzberichte ebenso eingestellt sind, wie die 

Satzung der Porsche SE sowie Informationen zur 

Hauptversammlung.  

Neben der regelmäßigen Berichterstattung in-

formiert die Porsche SE auf Grundlage von § 15 

WpHG über Insiderinformationen, d. h. konkrete 

Informationen über nicht öffentlich bekannte Um-

stände, die sich auf die Porsche SE beziehen und 

geeignet sind, im Falle ihres Bekanntwerdens den 

Börsenkurs der Porsche SE-Vorzugsaktie erheblich 

zu beeinflussen. Auch diese Ad hoc-Mitteilungen 

sind auf der Homepage der Porsche Automobil 

Holding SE eingestellt. 

Directors’ Dealings 

Nach § 15a WpHG sind Mitglieder des Vorstands 

und Aufsichtsrats, sonstige Führungspersonen 

sowie mit diesen in enger Beziehung stehende 

Personen verpflichtet, den Erwerb oder die Veräu-

ßerung von Porsche SE-Aktien und sich darauf 

beziehenden Finanzinstrumenten offen zu legen. Die 

Porsche SE veröffentlicht solche Mitteilungen über 

derartige Transaktionen auf der Porsche SE-

Homepage. 

Erklärung zum Deutschen Corporate 

Governance Kodex 

Zum Hintergrund 

Am 26. Februar 2002 hat die Regierungskommissi-

on Deutscher Corporate Governance Kodex einen 

Standard guter und verantwortungsvoller Unter-

nehmensführung für börsennotierte Gesellschaften 

vorgelegt, der regelmäßig weiterentwickelt wird. 

Gemäß § 161 Abs. 1 AktG sind Vorstand und Auf-

sichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft ver-

pflichtet, jährlich zu erklären, dass den Empfehlun-

gen des Kodex in der jeweils geltenden Fassung 

entsprochen wurde und wird oder welche Empfeh-

lungen des Kodex nicht angewendet wurden oder 

werden und warum nicht. Soweit zwischen zwei 

turnusmäßigen Erklärungen eine abgegebene Erklä-

rung unrichtig wird, hat eine Aktualisierung der 

Erklärung zu erfolgen. 

Wortlaut der Erklärung gemäß § 161 Abs. 1 AktG 

der Porsche Automobil Holding SE vom Mai 2015:  

Vorstand und Aufsichtsrat der Porsche Automobil 

Holding SE erklären gemäß § 161 Abs. 1 AktG, dass 

den vom Bundesministerium der Justiz im amtlichen 

Teil des Bundesanzeigers bekannt gemachten Emp-

fehlungen der Regierungskommission Deutscher 

Corporate Governance Kodex (DCGK oder Kodex) 

grundsätzlich entsprochen wurde und wird. Die 

vorliegende Erklärung erfolgt in Bezug auf die je-

weils gültige Fassung des Kodex vom 13. Mai 2013, 

veröffentlicht im Bundesanzeiger am 10. Juni 2013 

bzw. vom 24. Juni 2014, veröffentlicht im Bundes-

anzeiger am 30. September 2014. Den folgenden 

Empfehlungen wurde seit Abgabe der letzten Ent-

sprechenserklärung im Mai 2014 bzw. – bezogen 

auf 5.4.2 Satz 1 DCGK – seit der Aktualisierung der 

Entsprechenserklärung im März 2015 nicht und wird 

auch zukünftig nicht entsprochen: 

Der Empfehlung in Ziffer 4.2.3 Abs. 2 Satz 6 

DCGK wurde und wird auch zukünftig im Hinblick 

auf die den Vorstandsmitgliedern von der Porsche 
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Automobil Holding SE gewährte Vorstandsvergü-

tung nicht in vollem Umfang entsprochen. Für die 

nach Ermessen des Aufsichtsrats den Vorstands-

mitgliedern aufgrund einer zuvor abgeschlossenen 

Zielvereinbarung zu gewährenden Sonderboni oder 

im Nachhinein für besondere Leistungen zu gewäh-

renden Anerkennungsboni bestehen keine betrags-

mäßigen Höchstgrenzen. Entsprechendes gilt damit 

auch für die Vergütung insgesamt. Der Aufsichtsrat 

hält dies nicht für geboten, weil er mit der konkreten 

Ausübung seines Ermessens sicherstellen kann, 

dass dem Angemessenheitsgebot des § 87 Abs. 1 

AktG entsprochen wird. 

Der Empfehlung zur Zielsetzung im Hinblick 

auf die Aufsichtsratszusammensetzung in Ziffer 

5.4.1 Abs. 2 und 3 DCGK wurde nicht entsprochen 

und wird auch zukünftig nicht entsprochen. Der 

Aufsichtsrat unterstützt eine ausgewogene Zusam-

mensetzung des Gremiums im Sinne der Empfeh-

lung in Ziffer 5.4.1 Abs. 2 und 3 des Kodex. Eine 

Festlegung konkreter Zielvorgaben ist nach Auffas-

sung des Aufsichtsrats weiterhin nicht sachgerecht, 

da über die Kandidatenvorschläge jeweils im Einzel-

fall unter Berücksichtigung der zum jeweiligen Zeit-

punkt zur Verfügung stehenden Kandidaten bzw. 

Kandidatinnen entschieden werden sollte.  

Hinsichtlich der Empfehlung in Ziffer 5.4.1 

Abs. 4 DCGK zur Offenlegung bestimmter Umstän-

de bei Wahlvorschlägen des Aufsichtsrats an die 

Hauptversammlung sind die Anforderungen des 

Kodex unverändert unbestimmt und in ihrer Abgren-

zung und Reichweite unklar. Der Aufsichtsrat hat 

sich in der Vergangenheit und wird sich auch zu-

künftig bemühen, den Anforderungen der Ziffer 

5.4.1 Abs. 4 des Kodex gerecht zu werden, kann 

aber angesichts der Unbestimmtheit, unklaren 

Reichweite und Abgrenzung der Empfehlung nicht 

ausschließen, dass dieser Empfehlung in der Ver-

gangenheit nicht voll entsprochen wurde bzw. zu-

künftig nicht voll entsprochen wird. Deshalb wird 

vorsorglich eine Abweichung erklärt. 

Mit dem Ausscheiden von Scheich Al-Thani 

aus dem Aufsichtsrat zum Ablauf des 24. März 2015 

kann der Aufsichtsrat seine bisherige Einschätzung, 

dass ihm eine angemessene Anzahl unabhängiger 

Mitglieder angehört, nicht mehr hinreichend rechts-

sicher aufrechterhalten. Sein Nachfolger, Herr Hans-

Peter Porsche, kann im Hinblick auf seine Bezie-

hungen zu der Gesellschaft, deren Organen und 

Aktionären nicht als unabhängig im Sinne von Ziffer 

5.4.2 DCGK angesehen werden. Vorsorglich wird 

deshalb erklärt, dass der Empfehlung gemäß Ziffer 

5.4.2 Satz 1 DCGK seit dem 25. März 2015 nicht 

mehr entsprochen wurde und auch zukünftig nicht 

entsprochen wird. Mit der Bestellung von Herrn 

Hans-Peter Porsche wurde die Besetzung der An-

teilseignerseite des Aufsichtsrats wiederhergestellt, 

die vor einer Beteiligung von Qatar am Kreis der 

Stammaktionäre bestanden hat.  

Der Empfehlung zur Nachhaltigkeit der Auf-

sichtsratsvergütung in Ziffer 5.4.6 Abs. 2 DCGK 

wurde nicht entsprochen und wird auch zukünftig 

nicht entsprochen. Unter Berücksichtigung der 

vornehmlich überwachenden Tätigkeit des Auf-

sichtsrats, die nach gemeinsamer Auffassung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats die Gefahr kurzfris-

tigen Handelns begrenzt erscheinen lässt, enthält 

die derzeitige erfolgsorientierte Vergütung eine 

ausreichende Nachhaltigkeitskomponente.  

Der Empfehlung in Ziffer 6.3 DCGK zur Anga-

be von durch Organmitglieder an der Gesellschaft 

gehaltenen Aktien wurde nicht entsprochen und 

wird auch zukünftig nicht entsprochen. Stimm-

rechtsmitteilungen unserer Aktionäre nach dem 

Wertpapierhandelsgesetz werden wie von diesem 

Gesetz vorgeschrieben von der Porsche Automobil 

Holding SE veröffentlicht. Mitteilungen über Erwerb 

und Veräußerung von Porsche Vorzugsaktien durch 

Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder gemäß 

§ 15a Wertpapierhandelsgesetz werden veröffent-

licht, soweit dies § 15a Wertpapierhandelsgesetz 

vorschreibt. Eine darüber hinausgehende Veröffent-

lichung der von Organmitgliedern an der Gesell-

schaft gehaltenen Aktien und sich darauf beziehen-
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der Finanzinstrumente ist bisher nicht erfolgt und 

wird auch in Zukunft nicht erfolgen, da die von uns 

vollumfänglich eingehaltenen Veröffentlichungs-

pflichten nach unserer Auffassung genügen, um den 

Kapitalmarkt und insbesondere unsere Aktionäre 

ausreichend zu informieren.  

Wortlaut der Aktualisierung der Erklärung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats der Porsche 

Automobil Holding SE zu den Empfehlungen der 

„Regierungskommission Deutscher Corporate 

Governance Kodex“ gemäß § 161 Abs. 1 AktG 

vom Dezember 2015 

Die Erklärung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

der Porsche Automobil Holding SE zu den Empfeh-

lungen der „Regierungskommission Deutscher 

Corporate Governance Kodex“ gemäß § 161 Abs. 1 

AktG aus Mai 2015 wird wie folgt aktualisiert: 

Der Aufsichtsrat der Porsche Automobil Hol-

ding SE hat Dr. Manfred Döss zum 1. Januar 2016 in 

den Vorstand der Gesellschaft berufen. Er wird dort 

das Ressort Recht und Compliance verantworten. 

Zugleich wird Herr Dr. Döss die Leitung der Rechts-

abteilung der Volkswagen AG übernehmen und dort 

schwerpunktmäßig die Aufklärung der Dieselthema-

tik betreuen. Über seine Vergütung hat der Auf-

sichtsrat bislang noch nicht entschieden, da der 

Aufsichtsrat sich in seiner nächsten turnusmäßigen 

Sitzung im März 2016 mit dem Vorstandsvergü-

tungssystem insgesamt befassen wird. Den Vorga-

ben von Ziff. 4.2.3 Abs. 2 S. 2 DCGK, wonach die 

monetären Teile der Vergütung von Vorstandsmit-

gliedern fixe und variable Bestandteile umfassen 

sollen, wird ab dem 1. Januar 2016 nicht entspro-

chen werden. 

Der Vorstandsvorsitzende der Gesellschaft 

Herr Hans Dieter Pötsch ist am 7. Oktober 2015 aus 

dem Vorstand der Volkswagen AG ausgeschieden 

und anschließend gerichtlich zum Mitglied des 

Aufsichtsrats der Volkswagen AG bestellt und vom 

Aufsichtsrat der Volkswagen AG zum Vorsitzenden 

gewählt worden. Sein Vorstandsanstellungsvertrag 

mit der Volkswagen AG wurde in diesem Zusam-

menhang aufgehoben. Damit erhält Herr Pötsch von 

der Volkswagen AG keine variable Vergütung mit 

mehrjähriger Bemessungsgrundlage. Von der  

Porsche Automobil Holding SE erhält er nur eine 

fixe Grundvergütung. Somit wurde seitdem und wird 

den Vorgaben von Ziff. 4.2.3 Abs. 2 S. 2 DCGK nicht 

entsprochen. 

Der Aufsichtsrat wird sich in seiner nächsten 

turnusmäßigen Sitzung im März 2016 mit dem Vor-

standsvergütungssystem befassen und dabei ent-

scheiden, ob Herrn Pötsch und Herrn Dr. Döss 

entsprechend den Vorgaben von Ziff. 4.2.3 Abs. 2 

S. 2 DCGK eine variable Vergütung mit mehrjähriger 

Bemessungsgrundlage gewährt werden soll. 

Wortlaut der Aktualisierung der Erklärung des 

Vorstands und des Aufsichtsrats der Porsche 

Automobil Holding SE zu den Empfehlungen der 

„Regierungskommission Deutscher Corporate 

Governance Kodex“ gemäß § 161 Abs. 1 AktG 

vom März 2016 

Die Erklärung des Vorstands und des Aufsichtsrats 

der Porsche Automobil Holding SE zu den Empfeh-

lungen der "Regierungskommission Deutscher 

Corporate Governance Kodex" gemäß § 161 Abs. 1 

AktG aus Mai 2015, aktualisiert im Dezember 2015, 

wird wie folgt aktualisiert:  

Den Vorgaben von Ziff. 7.1.2 DCGK, wonach 

der Konzernabschluss binnen 90 Tagen nach Ge-

schäftsjahresende öffentlich zugänglich sein soll, 

wird für den Konzernabschluss des Geschäftsjahres 

2015 der Porsche Automobil Holding SE nicht ent-

sprochen werden. Die Veröffentlichung des  

Konzernabschlusses 2015 der Porsche Automobil 

Holding SE wird nicht, wie bisher vorgesehen im 

März 2016, sondern erst im April 2016 erfolgen. 

Die Aufstellung des Jahres- und Konzernab-

schlusses der Porsche Automobil Holding SE hat 

sich verschoben, weil, wie von der Volkswagen AG, 

Wolfsburg, mitgeteilt, sich die Aufstellung des Jah-
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resabschlusses 2015 der Volkswagen AG aufgrund 

noch offener Fragestellungen im Zusammenhang 

mit den Folgen der Dieselthematik und den daraus 

resultierenden Bewertungsfragen verschoben hatte. 

Infolge der Kapitalbeteiligung der Porsche Automobil 

Holding SE an der Volkswagen AG in Höhe von 

derzeit 30,8 Prozent und der Bedeutung dieser 

Beteiligung für die Porsche Automobil Holding SE 

ist das Vorliegen des Konzernabschlusses der 

Volkswagen AG, dessen Aufstellung ebenfalls ver-

schoben wurde, Voraussetzung für die Erstellung 

des Jahres- und Konzernabschlusses 2015 der 

Porsche Automobil Holding SE.  

 

Porsche Automobil Holding SE 

Stuttgart, 25. April 2016 

 

Der Aufsichtsrat  Der Vorstand 

 


